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Kein erkennbar erhöhtes Hirntumorrisiko durch mobiles 
Telefonieren 
Ergebnisse der internationalen Interphone-Studie veröffentlicht 

(Mainz, 17. Mai 2010) Interphone ist die bisher größte Fall-Kontrollstudie zum Thema 
Handys und Krebsrisiko. Von einer durchschnittlichen Handynutzung, so das 
Ergebnis, geht keine Gefahr aus. Im Hinblick auf Handy-Nutzer, die besonders häufig 
telefonieren, sind die Resultate unklar. 

Mobiltelefone (Handys) und Schnurlostelefone senden beim Telefonieren hochfrequente 
elektromagnetische Felder aus. Zum Schutz der Bevölkerung gibt es Grenzwerte, unterhalb 
derer nach derzeitigem Wissen keine Gesundheitsschäden zu erwarten sind. Nicht zuletzt 
auf Grund der rapiden Verbreitung des Mobilfunks werden jedoch immer wieder 
Befürchtungen über mögliche Risiken laut. 

Deshalb begannen im Jahr 2000 Forscher in acht europäischen Ländern (Dänemark, 
Deutschland, England, Finnland, Frankreich, Italien, Norwegen, Schweden) sowie in 
Australien, Israel, Japan, Kanada und Neuseeland mit einer gemeinsamen Studie, die von 
der „International Agency for Research on Cancer (IARC)“ in Lyon koordiniert wurde. Diese 
sogenannte InterphoneStudie sollte mit epidemiologischen Methoden mögliche 
Gesundheitsrisiken aufspüren. Weil Handys und Schnurlostelefone direkt an den Kopf 
gehalten werden, wollte man in erster Linie untersuchen, ob die Nutzung von Handys die 
Entwicklung von Hirntumoren (Gliomen und Meningeomen) bei Erwachsenen fördert(1). 

Zwischen 2000 und 2003 wurden insgesamt 2765 Gliom- und 2425 Meningeom-Patienten 
sowie 7658 gesunde Vergleichspersonen zu ihren Telefonier-Gewohnheiten befragt. Damit 
ist Interphone die bisher größte Fall-Kontrollstudie, die Handygebrauch und Tumorrisiken 
untersucht hat. Sie erfasste vor allem kurzzeitige Handynutzer, aber auch eine Anzahl von 
Personen, die bereits vor 1994 begannen, mobil zu telefonierten. 

Insgesamt war das regelmäßige Telefonieren mit einem Handy nicht mit einem höheren 
Risiko für Gliome oder Meningeome verbunden. Berücksichtigt man die Intensität (die 
gesamte Nutzungsdauer in Stunden), so zeigt sich nur bei den allerstärksten Nutzern (fünf 
Prozent der Teilnehmer) ein erhöhtes Risiko, an einem Gliom zu erkranken, und zwar 
insbesondere bei denjenigen, die das Handy nach eigenen Angaben bevorzugt an die vom 
Gliom betroffene Kopfseite gehalten haben.  
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„Ob für diese Personen das Risiko, an einem Hirntumor zu erkranken, tatsächlich erhöht ist, 
lässt sich allerdings nicht sagen, denn die Ergebnisse könnten auch durch methodische 
Probleme entstanden sein“, erklärt Univ.-Prof. Dr. Maria Blettner, Mitglied der Interphone 
Study Group und Direktorin des Instituts für Medizinische Biometrie, Epidemiologie und 
Informatik (IMBEI) an der Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz. 
So ist die sehr hohe Nutzungsdauer, die manche Teilnehmer angaben, nicht plausibel. Auch 
stieg das Risiko zu erkranken nicht, wie zu erwarten wäre, mit zunehmender Stundenzahl 
kontinuierlich an. Stattdessen war es nur für die kleine Gruppe der extremen Vieltelefonierer 
erhöht. Schließlich ist die Strahlenexposition durch Handys (SAR-Wert) heute deutlich 
geringer als vor zehn bis 20 Jahren. 

„Die Interphone-Studie hat gezeigt“, so Univ.-Prof. Dr. Maria Blettner, „dass für einen 
Erwachsenen eine durchschnittliche Nutzung des Handys kein erhöhtes Hirntumorrisiko 
bedeutet.“ Ob Menschen, die besonders lange und häufig mit ihrem Handy telefonieren, 
gefährdet sind, an einem Gliom zu erkranken, muss weitere Forschung klären.  
 
Deutsche Studienbeteiligung 
In Deutschland waren Wissenschaftler aus dem Institut für Medizinische Biometrie, 
Epidemiologie und Informatik der Universität Mainz (Studienleitung), aus der Arbeitsgruppe 
Umweltepidemiologie am Deutschen Krebsforschungszentrum in Heidelberg und der 
Arbeitsgruppe Epidemiologie und Gesundheitswissenschaften der Universität Bielefeld an 
der Interphone-Studie beteiligt. Die deutschen Ergebnisse wurden 2006 in der 
Fachzeitschrift American Journal of Epidemiology veröffentlicht (2). 
 
Veröffentlichungen 
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results of the INTERPHONE international case-control study. International Journal of 
Epidemiology, 2010. DOI: 10.1093/ije/dyq079 

(2) Schüz J, Böhler E, Berg G, Schlehofer B, Hettinger I, Schlaefer K, Wahrendorf J, Kunna-
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meningiomas (Interphone study group, Germany). American Journal of Epidemiology, 2006. 
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Univ.-Prof. Dr. Maria Blettner 
Mitglied der Interphone Study Group und Direktorin des Instituts für Medizinische Biometrie, 
Epidemiologie und Informatik (IMBEI)  
Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 
Telefon 06131  17-3252 
E-Mail: blettner-sekretariat@imbei.uni-mainz.de 
Internet: http://www.imbei.uni-mainz.de/ 
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Pressekontakt 
Tanja Rolletter 
Stabstelle Kommunikation und Presse Universitätsmedizin Mainz 
Telefon 06131  17-7424, Fax 06131  17-3496, E-Mail: pr@unimedizin-mainz.de 
 
Dr. Stefanie Seltmann 
Leiterin Presse- und Öffentlichkeitsarbeit Deutsches Krebsforschungszentrum 
Telefon 06221 42 2854, Fax 06221 42 2968; E-Mail: presse@dkfz.de 
 
Über die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 
Die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz ist die einzige Einrichtung dieser 
Art in Rheinland-Pfalz. Mehr als 60 Kliniken, Institute und Abteilungen sowie zwei Einrichtungen der 
medizinischen Zentralversorgung – die Apotheke und die Transfusionszentrale – gehören zur 
Universitätsmedizin Mainz. Mit der Krankenversorgung untrennbar verbunden sind Forschung und 
Lehre. Rund 3.500 Studierende der Medizin und Zahnmedizin werden in Mainz kontinuierlich 
ausgebildet. Weitere Informationen im Internet unter www.unimedizin-mainz.de 
 
Über das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) 
Das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) ist die größte biomedizinische Forschungseinrichtung 
in Deutschland und Mitglied in der Helmholtz-Gemeinschaft deutscher Forschungszentren. Über 2.000 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, davon 850 Wissenschaftler, erforschen die Mechanismen der 
Krebsentstehung und arbeiten an der Erfassung von Krebsrisikofaktoren. Sie liefern die Grundlagen 
für die Entwicklung neuer Ansätze in der Vorbeugung, Diagnose und Therapie von 
Krebserkrankungen. Daneben klären die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des 
Krebsinformationsdienstes (KID) Betroffene, Angehörige und interessierte Bürger über die 
Volkskrankheit Krebs auf. Das Zentrum wird zu 90 Prozent vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung und zu 10 Prozent vom Land Baden-Württemberg finanziert. 


